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777. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Europäischen

Sozialcharta

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden zur
Europäischen Sozialcharta (BGBl. Nr. 460/1969,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 193/1973) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikaiions- bzw.
Genehmigungsurkunde:

Belgien 16. Oktober 1990
Griechenland 6. Juni 1984
Island 15. Jänner 1976
Malta 4. Oktober 1988
Niederlande 22. April 1980
Spanien 6. Mai 1980
Türkei 24. November 1989

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
bzw. Genehmigungsurkunde haben folgende Staa-
ten Erklärungen abgegeben:

Belgien

Der Ständige Vertreter erklärte, daß seine
Regierung die sich aus der Charta ergebenden
Verpflichtungen in ihrer Gesamtheit annimmt.

Griechenland

Griechenland betrachtet sich an die Artikel 5 und
6 des Teiles II der Charta nicht gebunden (Art. 20
Abs. 1 lit. b).

Island

Gemäß Art. 20 Abs. 2 betrachtet sich Island an
folgende Artikel und Absätze der Charta gebunden:

Artikel 1, 3, 4, 5, 6, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17 und
18 sowie auch Artikel 2 Abs. 1, 3 und 5.

Malta

Die Regierung der Republik Malta verpflichtet
sich

I. gemäß Art. 20 Abs. 1 lit. a, Teil I dieser Charta
als eine Erklärung der Ziele anzusehen, die sie,
entsprechend dem einleitenden Absatz dieses Teiles,
mit allen geeigneten Mitteln verfolgen wird und

II. gemäß Art. 20 Abs. 1 lit. b der Charta, die
Artikel 1, 5, 6, 13 und 16 des Teiles II der Charta für
sich als bindend anzusehen; und in Übereinstim-
mung mit Art. 20 Abs. 1 lit. c nachstehende Artikel
und Absätze desselben Teiles:

Artikel: 3, 4, 7, 9, 11, 14, 15, 17,

Absätze: Art. 2 Abs. 1, 2, 3 und 5
Art. 8 Abs. 1, 2 und 4
Art. 10 Abs. 1, 2, 3 und 4 lit. a und d
Art. 12 Abs. 1 und 3 und
Art. 18 Abs. 4

Niederlande

Artikel 20 — Verpflichtungen
— in bezug auf das Königreich in Europa
betrachten sich die Niederlande gebunden an die
Artikel 1, 2, 3, 4 und 5; Art. 6 Abs. 1,2 und 3; Art. 6
Abs. 4 (außer Staatsbeamte); Art. 7, 8, 9, 10, 11, 12,
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13, 14, 15, 16, 17, 18 und Art. 19, Abs. 1, 2, 3, 4, 5, 6,
7 und 9.
— in bezug auf die Niederländischen Antillen
betrachten sich die Niederlande gebunden an die
Artikel 1 und 5, Art. 6 (außer Staatsbeamte) und
Art. 16.

Spanien

Spanien erklärt, daß es die Artikel 5 und 6 der
Europäischen Sozialcharta, gelesen mit Art. 31 und
dem Anhang der Charta, dahingehend auslegen und
anwenden wird, daß deren Bestimmungen mit den
Artikeln 28, 37, 103.3 und 127 der Spanischen
Verfassung vereinbar sind.

Türkei

Gemäß Art. 20 Abs. 2 erklärt die Republik
Türkei, daß sie sich an die nachstehenden Artikel
und Absätze der Europäischen Sozialcharta gebun-
den erachtet:

a) Gemäß Art. 20 Abs. 1 lit. b:
Artikel 1, 12, 13, 16 und 19

b) Gemäß Art. 20 Abs. 1 lit. c:
Artikel 9, 10, 11, 14,. 17 und 18 mit all ihren
Absätzen
Artikel 4 Abs. 3 und 5
Artikel 7 Abs. 3, 4, 5, 6, 8 und 9.

Weiteren Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates zufolge haben nachstehende Staaten
ihre anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde abgegebenen Erklärungen (BGBl.
Nr. 460/1969) dahingehend ergänzt, daß sie sich
auch an folgende Artikel und Absätze gebunden
betrachten:

Dänemark

Gemäß Art. 20 Abs. 1 lit. c:
Art. 4 Abs. 3

Diese Ergänzung ist mit 9. September 1979
wirksam geworden.

Schweden

Gemäß Art. 20 Abs. 1 lit. c:
Art. 4 Abs. 4
Art. 7 Abs. 1
Art. 19 Abs. 7

Diese Ergänzungen sind mit 1. August 1979
wirksam geworden.

Zypern

Gemäß Art. 20 Abs. 3:

Art. 2 Abs.3:
bezahlter Jahresurlaub

Art. 2 Abs. 5:
wöchentliche Ruhezeit

Art. 7 Abs. 7:
bezahlter Jahresurlaub für Arbeitnehmer unter
18 Jahren

Art. 7 Abs. 8:
Nachtarbeit für Personen unter 18 Jahren

Art. 8 Abs. 2:
ungesetzliche Kündigung einer Frau während ihrer
Abwesenheit infolge Mutterschaftsurlaubs.

Weiters hat der Generalsekretär des Europarates
mitgeteilt, daß das Vereinigte Königreich die
Annahme folgender Artikel widerrufen hat:

Art. 8 Abs. 4 lit. a — mit Wirksamkeit vom
26. Februar 1988

Art. 7 Abs. 8 und Art. 8 Abs. 4 lit. b — mit
Wirksamkeit vom 26. Februar 1990.

Vranitzky

778. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 ADR über die Beförderung von
5-Nitrobenztriazol in Fibertrommeln und

Pappkästen

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und
dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von 5-Nitrobenztriazol in Fibertrom-
meln und Pappkästen *) wurde mit Schreiben
des Bundesministeriums für Verkehr,
Z. A 13/27.20.71-00/235 VA 90 vom 10. Oktober
1990, seitens der Bundesrepublik Deutschland
widerrufen.

Das Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat den Eingang des Widerrufs
am 22. Oktober 1990 bestätigt; die Vereinbarung ist
demgemäß mit diesem Datum außer Kraft getreten.

Streicher

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 399/1978
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779.
(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
der Republik Österreich nach Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von festen
selbstentzündungsfähigen metallhaltigen Kata-

lysatoren

(1) Abweichend von Rn. 2430 und 2431 der
Anlage A des ADR dürfen feste nicht pyrophore,
aber selbstentzündungsfähige metallhaltige Kataly-
satoren als Stoffe der Klasse 4.2 unter folgenden
Bedingungen befördert werden:

1. Stoffprüfung
Die Stoffe sind erstmals vor Aufgabe zur
Beförderung nach den in Kapitel 14,
Nr. 14.2.2.5, Nr. 14.3 und Nr. 14.4 der
UN-Empfehlungen beschriebenen Prüf-
verfahren zu prüfen und dürfen anhand
der Prüfergebnisse keine Einstufung als
pyrophorer Stoff (Verpackungsgruppe I)
erfordern. Die Prüfungsergebnisse müs-
sen von einer behördlich anerkannten
Prüfanstalt/Prüfstelle anerkannt sein.
Die Bescheinigung der Anerkennung ist
zuständigen Personen auf Verlangen
vorzuzeigen oder auszuhändigen.

2. Verpackung

2.1 Verpackungsarten

2.1.1 Die Stoffe sind in hermetisch (dicht) zu
verschließende Kombinationsverpackun-
gen (Kunststoff) der Kodierung 6HA1
oder in Fässer aus Stahl mit abnehmbarem
Deckel der Kodierung 1A2 — mit einem
oder mehreren eingestellten Säcken aus
Kunststoffolie — mit einem höchstzuläs-
sigen Fassungsraum von 250 Litern zu
verpacken.

2.1.2 Die Stoffe dürfen auch in zusammenge-
setzte Verpackungen mit Innengefäßen
aus Glas, Kunststoff oder Metall und
Außenverpackungen aus Holz, Kunst-
stoff oder Pappe nach Anhang A.5,
Rn. 3538, verpackt werden.

2.2 Bauartprüfung
Die Verpackungen mit oder ohne Innen-
verpackungen müssen einer Bauartprü-
fung nach Anhang A.5 der Anlage A zum
ADR mit Erfolg unterzogen worden sein.
Es sind die Bedingungen für Stoffe der
Verpackungsgruppe II anzuwenden.
Zusätzlich ist eine Dichtheitsprüfung
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nach Anhang A.5 Rn. 3553 (2) bis (4) und
Rn. 3560 (2) und (3) durchzuführen.

2.3 Zulassung und Kennzeichnung

2.3.1 Die Bauart der Verpackungen muß
gemäß den vorgenannten Vorschriften
zugelassen sein.

2.3.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart
hergestellte Verpackung muß die vorge-
schriebene Kennzeichnung tragen.

3. Sonstige Vorschriften

3.1 Ein Versandstück nach Nummer 2.1.2
darf nicht schwerer sein als 40 kg.

3.2 Die sonstigen für Stoffe der Klasse 4.2,
Ziffer 6, Buchstabe a geltenden Vor-
schriften mit Ausnahme der Rn. 2438 sind
entsprechend anzuwenden.

4. Angaben im Beförderungspapier
Im Beförderungspapier ist zusätzlich zu
den sonst vorgeschriebenen Angaben
folgende Bezeichnung des Gutes aufzu-
nehmen: „Nicht pyrophore, aber selbst-
entzündungsfähige feste metallhaltige
Katalysatoren, 4.2, ADR". Außerdem hat
der Absender im Beförderungspapier zu
vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR".

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der
Vertragsparteien.

Wien, den 21. 11. 1990

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, den 26. 10. 1990

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Bredemeier

Vranitzky
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780.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DER REPUBLIK UNGARN ÜBER
DEN ZUGANG ZUR KIRCHE ST. EMME-

RICH BEI RÖNÖK

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Ungarn sind im Geiste der
Förderung gutnachbarlicher Beziehungen zwischen
ihren Ländern wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Österreichische Staatsbürger, die über einen
gültigen oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufenen Reisepaß oder einen gültigen Perso-
nalausweis verfügen, dürfen zum Besuch der Kirche
St. Emmerich bei Rönök die österreichisch-ungari-
sche Staatsgrenze über den besonders für diesen
Zweck beim Grenzstein C 92 geöffneten Übergang
übertreten. Für österreichische Staatsbürger, die das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, genügt
ein anderer amtlicher Lichtbildausweis. Als amtli-
cher Lichtbildausweis gilt auch ein Schülerausweis.
Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft
nicht besitzen, bedürfen eines Reisedokumentes.

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen dürfen
sich in der Kirche sowie außerhalb derselben in dem
von den zuständigen ungarischen Stellen zu
kennzeichnenden Bereich aufhalten.

(3) Die Zufahrt zur Kirche mit Fahrzeugen zum
Zwecke des Transportes von Bau- und sonstigen
Materialien gemäß Artikel 2 ist erlaubt. Behinderten
ist der Zugang zu dem in Absatz 2 genannten
Bereich mit Rollstühlen gestattet.

(4) Die zuständigen österreichischen und ungari-
schen Organe können jene Personen kontrollieren,
die bei diesem für den Reiseverkehr nicht geöffneten
Übergang die Grenze übertreten.

Artikel 2

Bau- und sonstige Materialien, die der Renovie-
rung, baulichen Erhaltung und Ausgestaltung der
Kirche St. Emmerich bei Rönök sowie ihrer
Innenausstattung oder religiös-liturgischen Zwek-
ken dienen, sind von wirtschaftlichen Ein- und
Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit. Die
Ein- und Ausfuhr der genannten Materialien ist
ohne Entrichtung von Zöllen und sonstigen
Abgaben möglich.

Artikel 3

Die Anwendung dieses Abkommens kann von der
ungarischen Seite aus Gründen der öffentlichen
Ruhe, Ordnung und Sicherheit bis zur Dauer einer
Woche ausgesetzt werden, nach dem die österrei-
chische Seite auf diplomatischem Wege verständigt
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worden ist. Darüber hinaus ist eine diesbezügliche
zweisprachige Ankündigung an mindestens drei
Punkten der Staatsgrenze nahe dem Grenzstein
C 92 anzubringen.

Artikel 4

Die Bestimmungen dieses Abkommens berühren
die gegenwärtigen Eigentumsverhältnisse bezüglich
der Kirche sowie das Recht der ungarischen
Staatsbürger, die Kirche frei zu besuchen, nicht.

Artikel 5

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen. Es tritt am ersten Tag des dritten
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
die Vertragsparteien einander schriftlich auf dem
diplomatischen Wege mitteilen, daß die entspre-
chenden innerstaatlichen Voraussetzungen für das
Inkrafttreten erfüllt sind. Es kann von jeder
Vertragspartei mit einer Frist von drei Monaten
schriftlich auf dem diplomatischen Wege gekündigt
werden.

Geschehen zu Szombathely, am 12. März 1990 in
zwei Urschriften in deutscher und ungarischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Franz Schmid

Für die Regierung der Republik Ungarn:
Horn Gyula

Die Mitteilungen gemäß Art. 5 des Abkommens wurden am 5. Oktober bzw. am 21. November 1990
abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 mit 1. Februar 1991 in Kraft.

Vranitzky


